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Entschließung des Europäischen Parlaments zur Lage in Bolivien

Das Europäische Parlament,

– gestützt auf Artikel 37 Absatz 2 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass die soziale Bewegung von der bolivianischen Armee brutal 
unterdrückt wurde, was den Tod von mehr als 140 Menschen sowie Hunderte von 
Verletzte im Verlauf der beiden letzten Monate zur Folge hatte, und dass die alte 
Regierung, die das Land an den Rand eines Bürgerkriegs getrieben hat, jeden Dialog 
abgelehnt hat,

B. in der Erwägung, dass sich mehrere Minister und der Vizepräsident des Landes wegen der 
Unnachgiebigkeit von Gonzalo Sanchez de Lozada und der von ihm gegen die 
Demonstranten angeordneten Repressalien vom ehemaligen Präsidenten distanziert hatten,

C. in der Erwägung, dass der Präsident und die ihm am nächsten stehenden Minister 
zurückgetreten und in die Vereinigten Staaten geflohen sind und der bolivianische 
Kongress beschlossen hat, ihn durch Carlos Mesa, den bisherigen Vizepräsidenten, zu 
ersetzen,

D. in der Erwägung, dass große Teile der bolivianischen Gesellschaft, insbesondere die 
Indios, die Bauern, die Arbeiter und die Arbeitslosen, vom politischen und 
wirtschaftlichen Leben des Landes weitgehend ausgeschlossen sind und zu Recht fordern, 
daran beteiligt zu werden,

E. unter Hinweis auf die Verfolgungen und Bedrohungen, denen die Mitglieder der sozialen 
Bewegung und insbesondere ihre Anführer, darunter Evo Morales, ausgesetzt waren,

1. nimmt die erste Erklärung von Präsident Carlos Mesa und sein Versprechen zur Kenntnis, 
in einem Geist des Dialogs zu regieren und ein Referendum über die Energiefrage sowie 
vorgezogene Wahlen zu veranstalten und die Demokratisierung des politischen Systems 
voranzutreiben, um vor allem eine stärkere Beteiligung der Aymara- und Quechua-
Indianer zu erreichen;

2. verurteilt nachdrücklich die gegen die Indios, die Bauern, die Arbeiter und die 
Arbeitslosen gerichteten grausamen Unterdrückungsmaßnahmen der zurückgetretenen 
Verwaltung und der bolivianischen Ordnungskräfte, insbesondere der Armee; bringt seine 
Solidarität mit den Opfern, ihren Familienangehörigen und Verwandten zum Ausdruck;

3. begrüßt die Erklärung des neuen Präsidenten, wonach die im Verlauf der jüngsten 
Ereignisse begangenen Verbrechen nicht ungesühnt bleiben werden;

4. verlangt, dass die Familien der verschwundenen Personen unverzüglich über das 
Schicksal ihrer Verwandten informiert und die festgehaltenen Personen schnellstens frei 
gelassen werden sowie dass die Mitglieder der sozialen Bewegung nicht länger verfolgt 
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werden;

5. hofft, dass innerhalb der bolivianischen Gesellschaft ein Konsens gefunden wird, damit 
die Bodenschätze des Landes, insbesondere die Energievorkommen, zur Entwicklung des 
Landes sowie zur Förderung des sozialen Wohlergehens seiner Einwohner genutzt 
werden, und zwar ohne jede Einmischung von außen;

6. fordert die Mitgliedstaaten der EU auf, im Rahmen der internationalen Finanzinstitutionen 
Stellung zu beziehen, um das Problem der Auslandsverschuldung Boliviens zu lösen;

7. ist der Auffassung, dass die Bekämpfung des Drogenhandels nach wie vor notwendig ist, 
dass sie jedoch nicht für andere Zwecke, insbesondere die Unterdrückung der sozialen 
Bewegung und der Sozialenarbeit, genutzt werden darf; fordert in diesem Zusammenhang 
die Freilassung von Oscar Bollati, Mabel Esrad, Carmen Burgos, des belgischen 
Entwicklungshelfers Guillaume Roelants und des kolumbianischen Bauernführers 
Francisco Cortez;

8. bedauert es, dass der Europäische Rat auf seiner Tagung in Brüssel die von der 
bolivianischen Armee verübten Massaker nicht klar und deutlich verurteilt hat;

9. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung der Kommission und dem Rat sowie 
der Regierung Boliviens und dem Generalsekretär der OAS zu übermitteln.


